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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16, Februar 1963 

6—68070—5187/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Vorschläge der EWG-Kommission an den Rat 
für eine Verordnung und eine Richtlinie über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27, Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vorschläge der Kom- 
mission für 

a) eine Verordnung zur Herstellung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft, die die Li- 
beralisierungsmaßnahmen für einen zweiten Abschnitt 
festlegt, 

b) eine Richtlinie betreffend die Verwaltungsverfahren 
und -Praktiken für Aufnahme, Beschäftigung und Auf- 
enthalt der Arbeitnehmer eines Mitgliedstaates und 
ihrer Familienangehörigen in den anderen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft 

sowie eine Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der EWG vom 9. Oktober 1962 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Auf Grund des Beschlusses des Rates der EWG vom 22./23. Ok- 
tober 1962 sind die genannten Kommissionsvorschläge dem 
Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß zur Anhörung zugeleitet worden. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universiläts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung und Richtlinie 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft 

(Vorschläge der Kommission an den Rat) 


Begründung 


In Durchführung des Artikels 49 des Vertrages 
und des Artikels 52 der Verordnung Nr. 15 beehrt 
sich die Kommission, dem Rat die Maßnahmen für 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft während des zweiten Abschnitts vor- 
zuschlagen. Die Kommission hielt es für zweck- 
mäßig, diese Vorschläge in Form einer Verordnung 
und einer Richtlinie vorzulegen; sie ist hierbei in 
gleicher Weise vorgegangen wie bei der Verord- 
nung Nr. 15 des Rats vom 16. August 1961 und für 
die Richtlinie des gleichen Datums, die die ersten 
Maßnahmen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft betreffen. Ferner hielt 
es die Kommission für angebracht, ihren Vorschlä- 
gen diesen Vermerk beizugeben, der das von der 
Kommission gewählte Verfahren für die Ausarbei- 
tung der Entwürfe, deren Rechtsgrundlage und die 
praktische Bedeutung ihrer wichtigsten Bestimmun- 
gen erläutern soll. Die Entwürfe für die Verordnung i 
und für die Richtlinie sind diesem Vermerk als An- i 
hang beigefügt, i 

1. Vorbereitende Arbeiten 

Zur Erstellung ihrer Entwürfe ist die Kommission ! 
wie üblich von der Konsultierung der drei an der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer interessierten Sei- 
ten — Regierungen, Arbeitgeber- bzw. Arbeitneh- 
mervertreter — ausgegangen. Nachdem jedoch die 
Verordnung Nr. 15 bereits in Kraft ist und auf ihrer 
Grundlage der Beratende Ausschuß für Freizügig- 
keit und Beschäftigung der Arbeitnehmer errichtet 
wurde, hat die Kommission die Konsultierung der 
drei Gruppen gemäß Artikel 28 grundsätzlich über 
den Beratenden Ausschuß vorgenommen; in Arti- 
kel 28 heißt es, daß ein Beratender Ausschuß mit 
dem Auftrag eingesetzt wird, „die Kommission bei 
der Prüfung der Fragen zu unterstützen, die sich 
aus der Anwendung des Vertrags und der zu sei- 
ner Durchführung erlassenen Bestimmungen auf dem 
Gebiet der Freizügigkeit und der Beschäftigung der ^ 
Arbeitnehmer ergeben". 

Der Beratende Ausschuß hat in der Sitzung am 
4. Mai 1962 entsprechend seiner Geschäftsordnung 
eine Arbeitsgruppe gebildet, die die Maßnahmen zu 
prüfen hatte, die zur Herstellung der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer während des zweiten Abschnitts 
getroffen werden können. Diese Arbeitsgruppe ist 
am 19. und 20. Juni sowie am 2. Juli 1962 zur Prü- 
fung der ersten Entwürfe zusammengetreten, die ihr 


von den Dienststellen der Kommission unterbreitet 
worden waren. Am 2. Juli 1962 hat die Arbeits- 
gruppe den Entwurf eines Berichtes gebilligt, der 
vom Sekretariat des Beratenden Ausschusses ange- 
fertigt worden war. Der Beratende Ausschuß hat 
sich in der Sitzung am 12. und 13. Juli 1962 mit die- 
sem Bericht befaßt. 

Die Kommission hat jedoch nicht versäumen wol- 
len, die Regierungssachverständigen eben in dieser 
ihrer Eigenschaft zu den Bestimmungen im allge- 
meinen zu hören, die die Regelung über den zwei- 
ten Abschnitt enthalten sollen. Die Kommission hielt 
es deshalb für angebracht, außerhalb der Aus- 
schüsse eine Konsultierung der Attaches für soziale 
Fragen vorzunehmen. Die Konsultierung fand statt 
am 1. Juni 1962; die Attaches wurden von Sachver- 
ständigen aus dem Arbeitsministerium ihres Landes 
begleitet. Außerdem hat die Kommission für den 
6. September 1962 die Vertreter der Arbeitgeber- 
verbände und am 7. September die Vertreter der 
Arbeitnehmerverbände zu einer Sitzung einberufen. 
Am 10. und 11. September 1962 wurden die Regie- 
rungssachverständigen konsultiert, um insbeson- 
dere die Vertreter der Innenministerien und der 
Justizministerien, die z. T. weder im Beratenden 
noch im Technischen Ausschuß vertreten sind, zu 
hören. 

Die Vorschläge der Kommission berücksichtigen, so- 
weit dies möglich war, die in diesen Sitzungen vor- 
getragenen Anregungen und Äußerungen. 

11. Rechtsgrundlage 

Die Vorschläge einer Verordnung und Richtlinie 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer während 
des zweiten Abschnitts beruhen wie die Verordnung 
Nr. 15 und die Richtlinie vom 16. August 1961 auf 
den Artikeln 48 und 49 des Vertrages. 

Nach Artikel 49 sind die Maßnahmen zur Herstel- 
lung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer fortschrei- 
tend im Laufe der Übergangszeit zu treffen. In der 
Verordnung Nr. 15 sind die Maßnahmen für einen 
ersten Abschnitt festgelegt, der nach der vierten 
Erw^ägung der Verordnung auf zwei Jahre zu be- 
grenzen ist; dieser erste Abschnitt läuft also aus 
am 1. September 1963. 

Aus diesem Grunde hat die Kommission nach Ar- 
tikel 52 der Verordnung Nr. 15 dem Rat bis zum 
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30. September 1962 einen Vorschlag für eine Ver- 
ordnung zur Festlegung der Liberalisierungsmaß- 
nahmen für einen zweiten Abschnitt vorzulegen. 
In Ausführung dieser Bestimmungen hat die Kom- 
mission die in der Anlage beigefügten Entwürfe er- 
stellt. 

III. Verfahren I 

Die für den zweiten Abschnitt vorgesehene Rege- i 
lung beruht auf derjenigen, die vom Rat für den 
ersten Abschnitt beschlossen worden war. 

Die Kommission hielt es daher für angebracht, eine 
Verordnung vorzuschlagen, durch die in dem zwei- 
ten Zeitabschnitt die Vorgänge geregelt werden, die 
im ersten Abschnitt von der Verordnung Nr. 15 er- 
faßt wurden, und ferner eine Richtlinie vorzuschla- 
gen, die zur Anpassung der Verwaltungsverfahren 
und -praktiken an die Stelle der Richtlinie vom 
21. August 1961 treten soll. 

I 

IV. Aufbau und Gliederung der Entwürfe 

Unter Berücksichtigung der eingangs angestellten 
Betrachtungen sind die Entwürfe so aufgebaut und 
gegliedert wie die Verordnung Nr. 15 und die dazu 
ergangene Richtlinie: j 

Der Entwurf der Verordnung umfaßt daher | 

— im Ersten Teil die Aufnahme und Beschäftigung 

der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen, I 

— im Zweiten Teil die Zusammenführung und den 
Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeitsge- 
suchen, 

— im Dritten Teil die Einrichtungen zur Herbeifüh- 
rung einer engen Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Freizügig- 
keit und der Beschäftigung der Arbeitnehmer 
und 

— im Vierten Teil die Schlußbestimmungen. 

Der Entwurf der Richtlinie umfaßt eine Reihe von 
Artikeln, die die auf dem Gebiet der Verwaltungs- 
verfahren und -praktiken zu treffenden Maßnahmen 
bestimmen. 

V. Hauptpunkte des Vorschlags 
der Verordnung und der Richtlinie 

1. Die Verordnung 

a) Wegfall des Vorrangs des inländischen Arbeits- 
markts 

In der fünften Erwägung zu der Verordnung Nr. 15 
wurde festgelegt: „während des folgenden Ab- 
schnitts kann der Vorrang des inländischen Arbeits- 
markts nur noch unter einschränkenderen Bedingun- 
gen geltend gemacht werden . . . usw.". 

In Ausführung dieser Bestimmung hat die Kom- 
mission mehrere Lösungen ins Auge gefaßt. Es war 
ja denkbar, den Vorrang des inländischen Arbeits- 
markts zum Beispiel dadurch einzuschränken, daß 


die den Verwaltungen der Mitgliedstaaten gesetzte 
Frist zur Beschaffung der geeigneten Arbeitskräfte 
auf ihrem eigenen regulären Arbeitsmarkt weiter 
herabgesetzt würde. Die Prüfung dieser Lösung hat 
jedoch ergeben, daß sie wenig zufriedenstellend 
wäre, denn bei der Aufrechterhaltung des Vorrangs 
des inländischen Arbeitsmarkts hätten im zweiten 
Abschnitt auf dem Gebiet der Freizügigkeit keine 
wesentlichen Schritte nach vorn getan werden kön- 
nen, und am Ende dieses Abschnitts und also sehr 
nahe am Ende der Übergangszeit hätte der Haupt- 
teil der Freizügigkeit erst noch verwirklicht werden 
müssen. Darüber hinaus würde in Anbetracht der 
tatsächlich verwaltungstechnisch erforderlichen Zeit- 
spanne und der bei den einzelnen Verwaltungen un- 
terschiedlichen Verteilung der wöchentlichen Ar- 
beitszeit eine Verkürzung der dreiwöchentlichen 
Frist mehr oder weniger recht theoretischer Natur 
sein. Die Kommission ist daher der Ansicht, in einer 
Lösung, die realistischer und aus der Sicht der Ge- 
meinschaft befriedigender ist, mit dem Beginn des 
zweiten Abschnitts den Vorrang des inländischen 
Arbeitsmarkts allgemein zu beseitigen. Hierin liegt 
nach der Auffassung der Kommission vor allem ein 
entscheidender politischer Schritt zur Verwirk- 
lichung einer Gemeinschaft, in der die Arbeitnehmer 
aller Mitgliedstaaten in jedem Mitgliedstaat hin- 
sichtlich der Erlangung einer Beschäftigung grund- 
sätzlich gleichgestellt sind. Dies bedeutet zugleich 
eine weitere Annäherung an die Schaffung eines ge- 
meinsamen Arbeitsmarkts, auf den der Vertrag hin- 
zielt. 

Das Erfordernis einer fortschreitenden Regelung, 
wie in Artikel 49 des Vertrages vorgesehen, durfte 
hierbei jedoch nicht übersehen werden. Es mußte 
verhindert werden, daß bei gewissen Marktlagen 
Störungen durch unkontrollierten Zustrom von Ar- 
beitskräften eintreten könnten; daher schlägt die 
Kommission vor, den Wegfall des Vorrangs des in- 
ländischen Arbeitsmarkts durch zwei Ausnahme- 
regelungen zu erleichtern. Die erste Ausnahme- 
regelung sieht vor, daß die Mitgliedstaaten der 
Kommission die Gebiete und Berufe zur Kenntnis 
zu bringen haben, in denen ein Überangebot an Ar- 
beitskräften besteht und für die sie den Vorrang des 
inländischen Arbeitsmarkts beibehalten bzw. wieder- 
herstellen, weil der Zustrom ausländischer Arbeits- 
kräfte das Gleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt be- 
drohen würde. Die Mitteilungen wären anläßlich der 
vierteljährlichen Übermittlung der Angaben über 
Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zu 
machen, die die Mitgliedstaaten der Kommission zu 
übermitteln haben. 

Die zweite Ausnahmeregelung sieht vor, daß, wenn 
besondere Umstände unvorhergesehen und ernst- 
haft die Lage auf dem Arbeitsmarkt in Gebieten und 
Berufen gefährden, die in den Quartalslisten nicht 
angeführt waren, der betreffende Mitgliedstaat die 
Kommission davon unterrichten müßte, daß er sich 
gezwungen sehe, vorläufig in dem betreffenden Ge- 
biet oder dem betreffenden Beruf die automatische 
Zulassung ausländischer Arbeitnehmer in diesem 
Beruf oder in diesem Gebiet auszusetzen. Die Kom- 
mission hätte nach Konsultierung einer hierzu zu 
errichtenden Ständigen Gruppe des Beratenden Aus- 
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Schusses zu entscheiden, ob die Maßnahmen des 
Mitgliedstaats beibehalten oder aufgehoben werden | 
sollen. Diese Vorschläge haben beim Beratenden ^ 
Ausschuß eine sehr weitgehende Zustimmung ge- 
funden. 

b) Verlängerung der Beschäftigung 

Die Kommission hält es für notwendig, auf diesem 
Gebiet bedeutende Schritte nach vorn zu tun, damit ■ 
die Arbeitnehmer eines Mitgliedstaats sehr rasch ' 
im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten, in | 
denen sie ihre Beschäftigung ausgeübt und somit | 
ihren Beitrag zur Wirtschaft dieser Mitgliedstaaten I 
geleistet haben, wie die einheimischen Arbeitneh- I 
mer behandelt werden. | 

Daher schlägt die Kommission vor, daß der Arbeit- i 
nehmer nach zwei Jahren ordnungsgemäßer Beschäf- ' 
tigung dem inländischen Arbeitnehmer gleichgestellt | 
werden soll. i 

c) Die Wählbarkeit der Arbeitnehmer zu den be- 
trieblichen Vertretungsorganen 

Artikel 8 der Verordnung Nr. 15 billigt den auslän- | 
dischen Arbeitnehmern das Wahlrecht zu den be- 
trieblichen Vertretungsorganen zu. Der Rat hat 
diese Frage bereits bei den Diskussionen über die 
Verordnung Nr. 15 geprüft. Damals ergab sich, daß ' 
es schwierig sein würde, den ausländischen Arbeit- j 
nehmern im ersten Abschnitt die Wählbarkeit zuzu- | 
gestehen, vor allem wegen der unterschiedlichen Be- ^ 
fugnisse und Verantwortung dieser Einrichtungen | 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten. Der Rat hatte , 
daraufhin beschlossen, daß die Befugnisse dieser i 
Organe während des ersten Abschnitts untersucht ! 
werden sollten, um festzustellen, wie weit man die j 
Wählbarkeit den Arbeitnehmern in einem zweiten 1 
Abschnitt zugestehen könne. Die Kommission hat j 
diese Studie unternommen. ! 

Diese Studie zeigte unter anderem, daß es nicht | 
möglich war, sich den Lösungsvorschlag zu eigen zu ; 
machen, der der Kommission gemacht worden war 
und nach dem den ausländischen Arbeitnehmern die 
Wahlberechtigung nur mit der einzigen Einschrän- ! 
kung zugestanden werden sollte, daß sie Sitz und j 
Stimme in den betrieblichen Vertretungsorganen : 
haben, wenn diese Fragen behandeln, die in allen i 
Mitgliedstaaten in die Zuständigkeit der Vertre- | 
tungsorgane fallen. Die Hindernisse, die einer Zu- | 
billigung der vollen Wählbarkeit an ausländische i 
Arbeitnehmer im zweiten Abschnitt entgegenstehen, 
dürfen nicht unterschätzt werden. Daher schlägt die ; 
Kommission vor, den Arbeitnehmern außer dem 
Wahlrecht zu den betrieblichen Vertretungsorganen, I 
das ihnen die Verordnung Nr. 15 bereits zubilligt, : 
im zweiten Abschnitt auch die Wählbarkeit zu diesen ' 
Organen zuzugestehen. Die Beseitigung der Diskri- 
minierung, die zur Zeit noch in einem so wichtigen 
Punkt zwischen den Arbeitnehmern der Gemein- 
schaft besteht, ist von wesentlicher Bedeutung. Da- 
mit jedoch die Arbeitnehmer, denen die Wählbar- 
keit zuerkannt werden soll, über die erforderlichen 
Voraussetzungen verfügen, erscheint es notwendig, 
die Ausübung dieses Rechts von einer besonderen 
Bedingung hinsichtlich des Aufenthalts im Beschäf- 


tigungsstaat abhängig zu machen. Die Kommission 
schlägt deshalb vor, daß die ausländischen Arbeit- 
nehmer, um die Wählbarkeit in Anspruch nehmen 
zu können, die für inländische Arbeitnehmer gel- 
tenden Voraussetzungen, mit Ausnahme derjenigen, 
die mit der Staatsangehörigkeit verbunden sind, zu 
erfüllen haben und darüber hinaus einen ordnungs- 
gemäßen Aufenthalt von drei Jahren im Beschäfti- 
gungsstaat nachweisen müssen. Nach Auffassung 
der Kommission ist dieser Vorschlag dazu angetan, 
nicht nur die berechtigten Befürchtungen, die geäu- 
ßert worden sind, zu entkräften, sondern er ge- 
stattet vielmehr auch, am Ende der Übergangszeit 
ohne Schwierigkeiten zur völligen Gleichstellung 
aller Arbeitnehmer der Gemeinschaft auf diesem 
Gebiet überzugehen. Die Kommission ist der Auf- 
fassung, daß dies einen wesentlichen Schritt zur Ab- 
schaffung der unterschiedlichen Behandlung der Ar- 
beitnehmer der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet 
bedeuten würde; in jedem Fall muß die insoweit 
noch verbleibende Diskriminierung spätestens am 
Ende der Übergangszeit beseitigt sein. 

d) Vorrang des Arbeitsmarkts der Gemeinschaft 

Die Bestimmungen des Artikels 43 der Verordnung 
Nr. 15, die den Vorrang des Arbeitsmarkts der Ge- 
meinschaft in einer abgeschwächten Formulierung 
festlegt, waren für verschiedene, an der Freizügig- 
keit der Arbeitnehmer interessierte Kreise Anlaß zu 
heftiger Kritik und wurden deshalb von diesen ab- 
gelehnt. Die Kommission vertritt die Ansicht, daß es 
sich hier um ein grundsätzliches Problem handelt, 
das durch eine striktere Durchführung des Vorrangs 
des Arbeitsmarkts der Gemeinschaft gelöst werden 
muß. Dieser Vorrang besagt nichts anderes, als daß 
die Mitgliedstaaten an erster Stelle die Beschäfti- 
gung von Arbeitnehmern anderer Mitgliedstaaten 
auf ihrem Hoheitsgebiet fördern müssen. Die Kom- 
mission ist der Auffassung, daß es nicht möglich ist, 
den gemeinsamen Arbeitsmarkt zu verwirklichen, 
auf den der Vertrag hinzielt, wenn nicht eine der- 
artige Vorschrift vorgesehen wird, die ihre Recht- 
fertigung in ähnlichen Maßnahmen findet, die auf 
anderen Gebieten, insbesondere denen der Wirt- 
schaft, des Handels und der Landwirtschaft bereits 
getroffen worden sind. 

2. Der Vorschlag für die Richtlinie 

Zusammenhänge mit den Durchführungsvorschriften 
zu den Artikeln 56, 57 und 63 des Vertrags 

Bei Ausarbeitung dieses Entwurfs wurde von der 
Annahme ausgegangen, daß der dem Rat von der 
Kommission am 10. 7. 1962 übermittelte „Vorschlag 
einer Richtlinie des Rats zur Koordinierung der Son- 
dervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt 
von Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerecht- 
fertigt ist" (Artikel 56 des Vertrags) im Zeitpunkt 
der Verabschiedung dieses Entwurfs bereits in Kraft 
sei. Falls diese Richtlinie dann jedoch noch nicht er- 
lassen sein sollte, müßte die Kommission diesen 
Vorschlag ändern und einige Bestimmungen der 
vorerwähnten Richtlinie einfügen. 
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Der Text ist ferner, soweit es irgend möglich war, | 
sowohl in seiner Form als auch in seinem Inhalt in | 
Übereinstimmung mit dem „Vorschlag der Rieht- | 
linie des Rats für die Aufhebung der Reise- und 
Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige 
der Mitgliedstaaten innerhalb der Mitgliedstaaten i 
der Gemeinschaft im Rahmen der Niederlassungs- ! 
freiheit und des Dienstleistungs Verkehrs“ (Artikel j 
54 und 63 des Vertrags), den die Kommission eben- ; 
falls dem Rat am 10. 7. 1962 übermittelt hatte, abge- j 
faßt. Dies gilt insbesondere für die Bestimmungen 
über die Befreiung von der Aufenthaltserlaubnis für 
die Arbeitnehmer, die sich in einen Mitgliedstaat 
für einen Zeitraum von weniger als drei Monaten i 
im Laufe eines gleichen Jahres begeben; hieraus er- 


gibt sich zwangsläufig auch die Aufhebung des Ar- 
beitserlaubniszwangs für diese Arbeitnehmer. 

Die Kommission schlägt vor, in die Richtlinie eine 
Bestimmung einzufügen, die vorschreibt, daß die Gül- 
tigkeitsdauer der Aufenthaltserlaubnis die gleiche 
sein muß wie die der Arbeitscrlaubnis. Es geht nicht 
an, daß der Arbeitnehmer, der eine Arbeitserlaubnis 
für ein Jahr erhalten hat, in die Lage kommt, daß 
seine Aufenthaltserlaubnis bereits nach sechs Mona- 
ten abläuft und er dadurch Formalitäten zu über- 
winden hat, die als unnötig angesehen werden müs- 
sen. Hierzu ist noch hervorzuheben, daß nur noch 
ein Mitgliedstaat den Arbeitnehmern diese Formali- 
tät auferlegt. 
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Verordnung Nr 

über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 48 und 49, 

gestützt auf die im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 57 vom 26. August 1961 ver- 
öffentlichte Verordnung Nr. 15 des Rats vom 
16. August 1962 über die ersten Maßnahmen zur 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 52, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörig- 
keit beruhenden unterschiedlichen Behandlung 
der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in bezug 
auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Ar- 
beitsbedingungen muß spätestens bis zum Ende 
der Übergangszeit gewährleistet sein, um den 
Arbeitnehmern insbesondere die Möglichkeit zu 
geben, sich im Hoheitsgebiet der Gemeinschaft 
zum Zwecke der Bewerbung um tatsächlich an- 
gebotene Stellen frei zu bewegen, und zwar 
vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfer- 
tigten Beschränkungen. 

2. Dieses Ziel, das die Beseitigung der Fristen und 
sonstigen Beschränkungen umfaßt, welche die 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitneh- 
mer hindern, muß planmäßig fortschreitend ver- 
wirklicht werden; dies wird zwangsläufig zu 
einer Umgestaltung der innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften oder der vorher zwischen den Mit- 
gliedstaaten geschlossenen Übereinkünfte füh- 
ren. Die nach der Verordnung Nr. 15 geschaffe- 
nen besonderen Verfahren für die Zusammen- 
führung und den Ausgleich von Stellenange- 
boten und Arbeitsgesuchen müssen beibehalten 
werden, ebenso der Beratende Ausschuß und 
der Technische Ausschuß, die den Auftrag ha- 
ben, die Kommission zu unterstützen. 

3. Im Rahmen der schrittweisen Herstellung der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer haben sich an 


die Bestimmungen der Verordnung Nr. 15 Maß- 
nahmen für einen zweiten Abschnitt anzuschlie- 
ßen, der am Ende der zweiten Stufe der in Arti- 
kel 8 des Vertrages vorgesehenen Übergangs- 
zeit, also am 31. Dezember 1965, abgeschlossen 
sein muß. 

4. Während dieses zweiten Abschnitts kann der 
Vorrang des inländischen Arbeitsmarktes ent- 
sprechend den Beschlüssen des Rates anläßlich 
der Genehmigung der Verordnung Nr. 15 nur 
noch unter Bedingungen geltend gemacht wer- 
den, die einschränkender sind als während des 
ersten Abschnitts. 

5. In der Verordnung Nr. 15 ist dadurch, daß der 
Wegfall der Einschränkungen, die nach dem 
Recht der einzelnen Mitgliedstaaten für die Ar- 
beitsaufnahme ausländischer Arbeitnehmer gel- 
ten, von einer bestimmten Dauer ordnungs- 
gemäßer Beschäftigung abhängig gemacht wor- 
den ist, die Ausübung des Rechts der Arbeit- 
nehmer auf Freizügigkeit auf das Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaates eingeengt worden, in wel- 
chem sie Zeiten abgeleisteter Beschäftigung 
nachweisen können; diese Regelung ist zwar 
für einen ersten Abschnitt angemessen, führt 
aber nicht zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
in der Gemeinschaft. Es ist daher ein erster 
Schritt zur Herstellung des Rechts auf freie Zu- 
und Abwanderung im gesamten Gebiet der Ge- 
meinschaft erforderlich; die Verkürzung der 
vom Arbeitnehmer geleisteten Beschäftigungs- 
zeiten hierfür reicht jedoch keinesfalls aus. 

6. Aus diesen Gründen ist daher mit dem Beginn 
des zweiten Abschnitts das Recht aller Arbeit- 
nehmer der Mitgliedstaaten auf Ausübung der 
Beschäftigung ihrer Wahl im gesamten Hoheits- 
gebiet der Gemeinschaft zu bestätigen, wobei 
dem Erfordernis schrittweisen Vorgehens Rech- 
nung zu tragen und den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit einer Beschränkung der Herein- 
nahme ausländischer Arbeitnehmer für Gebiete 
oder Berufe einzuräumen ist, für die die Gefahr 
ernster Störungen besteht. 

7. Diese Möglichkeit einer Beschränkung kann 
jedoch im Laufe des folgenden Abschnittes kei- 
nesfalls mehr geltend gemacht werden. 

8. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung wird 
die Verordnung Nr. 18 hinfällig, welche die Ein- 
zelheiten für die Anwendung der Verordnung 
Nr. 15 auf Künstler und Musiker regelt, die 
Arbeitnehmer sind; da diesen Arbeitnehmern 
schrittweise die Freizügigkeit zugestanden wer- 
den muß, auf die sie in jedem Falle am Ende 
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der Übergangszeit Anspruch haben, sind für sie 
während dieses zweiten Abschnitts bei auf den 
Namen lautenden Stellenangeboten, die sich 
jeder Möglichkeit der Beibehaltung oder Wie- 
derherstellung des Vorrangs des inländischen 
Arbeitsmarktes entziehen, weiterhin Vorschrif- 
ten vorzusehen, die .der Ausübung ihres Beru- 
fes angepaßt sind, 

9. Seit Inkrafttreten der ersten Maßnahmen zur 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft ist in den meisten 
Mitgliedstaaten die Zahl der Arbeitnehmer, die 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten sind, 
beträchtlich gestiegen. Dieser Umstand ist ge- 
eignet, die noch bestehenden Diskriminierun- 
gen zwischen diesen Arbeitnehmern zu ver- 
schärfen, obwohl der zweite Abschnitt gerade 
in der Beseitigung jeder unterschiedlichen Be- 
handlung der Arbeitnehmer spürbare Fort- 
schritte bringen soll. 

10. Nachdem die Verordnung Nr. 15 den ausländi- 
schen Arbeitnehmern das Wahlrecht zu den be- 
trieblichen Vertretungsorganen der Arbeitneh- 
mer zugestanden hat, ist es daher unter Berück- 
sichtigung des Ergebnisses der Untersuchungen, 
die im Einklang mit der Erklärung des Rats 
hierüber durchgeführt worden sind, erforder- 
lich, auch die Diskriminierungen auf dem Gebiet 
der Wählbarkeit zu diesen Organen zu beseiti- 
gen; angesichts der Aufgaben und Zuständig- 
keiten, die nach dem Recht einzelner Mitglied- 
staaten diesen Organen übertragen sind, er- 
scheint es zweckmäßig, vorübergehend von den 
ausländischen Arbeitnehmern während dieses 
zweiten Abschnitts besondere Voraussetzungen 
für die Wählbarkeit zu verlangen, die ihre Be- 
ständigkeit und ihre Sachkenntnis zur Erörte- 
rung der Fragen sichern soll, mit deren Prü- 
fung sie befaßt werden. 

11. Die Ziele des Vertrages auf dem Gebiete der 
Beschäftigung setzen eine Arbeitsmarktpolitik 
der Gemeinschaft voraus und führen zum Vor- 
rang des Arbeitsmarkts der Gemeinschaft; hier- 
aus ergibt sich zwangsläufig, daß in den Mit- 
gliedstaaten, die einen ungedeckten Bedarf an 
Arbeitskräften haben, die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern aus den anderen Mitgliedstaa- 
ten gefördert werden muß. 

12. Zwischen der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
der Beschäftigung und der Berufsausbildung, 
soweit sie darauf abzielt, die Arbeitnehmer in 
die Lage zu versetzen, sich um konkrete Stel- 
lenangebote zu bewerben, die in anderen Ge- 
bieten der Gemeinschaft veröffentlicht worden 
sind, besteht ein enger Zusammenhang; dieser 
Zusammenhang verpflichtet dazu, die einschlä- 
gigen Probleme nicht mehr getrennt, sondern 
im Hinblick auf ihre wechselseitige Abhängig- 
keit zu prüfen unter gleichzeitiger Berücksichti- 
gung der Arbeitsmarktprobleme auf regionaler 
Ebene — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


ERSTER TEIL 

Die Arbeitnehmer 
und ihre Familienangehörigen 

TITEL I 

Die Arbeitnehmer 

KAPITEL 1 

Beschäftigung der Arbeitnehmer 

Artikel 1 

Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaats ist 
berechtigt, im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaats eine dem zuständigen Arbeitsamt als 
offene Stelle bekanntgegebene Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis unter den gleichen 
Voraussetzungen wie dessen Staatsangehörige aus- 
zuüben. Er erhält hierzu einen auf seinen Namen 
lautenden Ausweis, in dem dieses Recht bescheinigt 
wird. 

Artikel 2 

Wird die Arbeitsgenehmigung für ein Gebiet 
oder für einen Beruf beantragt, in dem der betref- 
fende Mitgliedstaat ein Überangebot an Arbeits- 
kräften nach dem in Artikel 21 Buchstabe c) fest- 
gelegten Verfahren nachweist, so ist sie, abwei- 
chend von Artikel 1, zu erteilen, wenn innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem die offene Stelle dem 
zuständigen Arbeitsamt bekanntgegeben wurde, 
kein geeigneter Bewerber auf dem regulären Ar- 
beitsmarkt dieses Mitgliedstaates gefunden worden 
ist. 

Artikel 3 

1. Gefährden besondere Umstände ernsthaft das 
Gleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt in einem be- 
stimmten Beruf oder Gebiet, die nicht unter Arti- 
kel 2 erfaßt sind, so kann der betreffende Mitglied- 
staat für den betreffenden Beruf oder das betref- 
fende Gebiet die Anwendung des Artikels 1 ausset- 
zen. Er ist verpflichtet, diese Maßnahme unverzüg- 
lich der Kommission mitzuteilen, die sofort die an- 
deren Mitgliedstaaten hierüber unterrichtet und 
nach Anhörung der Ständigen Gruppe des Beraten- 
den Ausschusses nach Artikel 39 darüber entschei- 
det, ob diese Maßnahme beibehalten, abgeändert 
oder aufgehoben werden muß, und, im Falle der 
Beibehaltung, wie lange diese Maßnahme gilt. 

2. Der Mitgliedstaat hat in jedem Fall für die Ge- 
biete oder Berufe im Sinne von Absatz (1) die Ar- 
beitsgenehmigung zu erteilen, wenn innerhalb von 
höchstens zwei Wochen kein geeigneter Bewerber 
auf dem regulären Arbeitsmarkt dieses Mitglied- 
staats gefunden worden ist. 

Artikel 4 

1. Die Arbeitnehmer, für die in Gebieten oder Be- 
rufen im Sinne des Artikels 2 oder des Artikels 3 
auf ihren Namen lautende Stellenangebote von dem 
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Arbeitgeber bei den zuständigen Dienststellen ab- 
gegeben worden sind, erhalten ohne weiteres die 
erforderliche Genehmigung zur Annahme der offe- 
nen Stelle, wenn diese Stellenangebote besondere 
Merkmale aufweisen, die sich ergeben aus 

a) beruflichen Gründen, die die Spezialisierung, 
den Vertrauenscharakter der angebotenen Stelle 
oder frühere berufliche Bindungen betreffen; 

b) verwandtschaftlichen Bindungen zwischen dem 
Arbeitgeber und dem angeforderten Arbeitneh- 
mer oder zwischen dem angeforderten Arbeit- 
nehmer und einem Arbeitnehmer, der minde- 
stens ein Jahr ordnungsgemäß in dem Betrieb 
beschäftigt ist; 

c) der Tatsache, daß es sich um das für den Betrieb 
eines Unternehmens notwendige Führungsper- 
sonal handelt, das ein Arbeitgeber bei der teil- 
weisen oder völligen Verlegung seines Betriebes 
in ein anderes Land mitbringt. 

Für die Anwendung der Buchstaben a) und b) 
dieses Absatzes gelten die Bestimmungen des An- 
hangs 1. 

2. Die Verpflichtung zur Erteilung der erforder- 
lichen Genehmigung nach Absatz (1) entfällt, wenn 
die Beteiligten ihre Anträge mit Scheinangeboten 
oder -Verträgen begründen. 

Artikel 5 

1. In den Fällen, in denen nach den Bestimmungen 
der Artikel 2 oder 3 zu verfahren ist, erhalten Ar- 
beitnehmer, die darstellende Künstler oder Musiker 
sind und die die Abeitsgenehmigung aufgrund ihrer 
Spezialisierung nach Artikel 4 Absatz (1) Buchstabe 
a) beantragen, die Arbeitsgenehmigung nur dann 
ohne weiteres, wenn die monatliche Vergütung 
nach dem dem Antrag zugrunde liegenden Arbeits- 
vertrag mindestens den Gegenwert von 400 RE 
EWA erreicht. 

2. Für Arbeitnehmer, die keine Vollzeitbeschäf- 
tigung ausüben, gilt Absatz (1), wenn in Ermange- 
lung einer monatlichen Vergütung die Vergütung 
für jeden zu leistenden Arbeitstag mindestens den 
Gegenwert von 25 RE EWA erreicht. 

3. Die dem Arbeitnehmer von zwei oder mehreren 
Arbeitgebern im Laufe des gleichen Zeitraums ge- 
währten Vergütungen werden bei der Errechnung 
der in den Absätzen (1) und (2) festgelegten Min- 
destvergütungen nicht zusammengerechnet. 

4. Dieser Artikel gilt für diejenigen Arbeitnehmer, 
deren Berufsleistung als darstellende Künstler oder 
Musiker in Darbietungen besteht, die an Unter- 
haltungs-, Vertrags- oder Vergnügungsstätten bei 
öffentlichen oder privaten Veranstaltungen oder in 
Darbietungen bei Rundfunk- und Fernsehübertra- 
gungen oder bei Film- oder Schallplattenaufnahmen 
stattfinden. 

Artikel 6 

Das Stellenangebot, das an Arbeitnehmer eines 
Mitgliedstaats, die nicht zum regulären Arbeits- 


markt des Beschäftigungslandes gehören, gerichtet 
ist, muß die Beschäftigungsbedingungen für die an- 
gebotene Stelle enthalten. 

Artikel 7 

1. Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in 
einem Mitgliedstaat die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer zahlen- oder anteilmäßig nach Unter- 
nehmen, Wirtschaftszweigen, Gebieten oder im ge- 
samten Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats be- 
schränken, gelten nicht für Arbeitnehmer, die Staats- 
angehörige der anderen Mitgliedstaaten sind. 

2. Ist in einem Mitgliedstaat die Gewährung 
irgendwelcher Vorteile an Unternehmen von der 
Beschäftigung eines Mindestsatzes inländischer Ar- 
beitnehmer abhängig, so gelten insoweit Arbeitneh- 
mer, die Staatsangehörige der anderen Mitglied- 
staaten sind, als inländische Arbeitnehmer. 

Artikel 8 

1. Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaats darf 
das Hoheitsgebiet dieses Staates ungehindert ver- 
lassen, um sich um eine im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats tatsächlich angebotene Stelle 
zu bewerben, es sei denn, es liegen Beschränkungen 
vor, die sich nicht durch wirtschaftliche Gründe, son- 
dern ausschließlich durch besondere Verpflichtungen 
rechtfertigen lassen, die dem Arbeitnehmer aus den 
Rechtsvorschriften seines Landes erwachsen können. 

2. Bei besonders ernsten Schwierigkeiten kann 
jedoch zur Wahrung der lebenswichtigen Interessen 
bestimmter Arbeitnehmer der Heimatstaat dieser 
Arbeitnehmer ihrer Beschäftigung in einem be- 
stimmten Gebiet oder Unternehmen im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaats widersprechen. 
Der Heimatstaat hat sofort die Kommission mit sei- 
nem Widerspruch zu befassen. Die Kommission 
schlägt in enger Fühlungnahme mit den beteiligten 
Mitgliedstaaten und gegebenenfalls nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses und des Technischen 
Ausschusses die geeigneten Maßnahmen zur Behe- 
bung dieser Schwierigkeiten vor. 

KAPITEL 2 

Verlängerung der Beschäftigung 

Artikel 9 

1. Nach einjähriger ordnungsgemäßer Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats in 
einem Gebiet oder einem Beruf im Sinne des Arti- 
kels 2 oder des Artikels 3 hat der Staatsangehörige 
eines anderen Mitgliedstaats das Recht, seine Tätig- 
keit in demselben Beruf und in demselben Gebiet 
fortzusetzen. 

Das gleiche gilt für den Arbeitnehmer, der seine 
Tätigkeit in einem Gebiet oder in einem Beruf fort- 
setzen will, für das bzw. den die Anwendung des 
Artikels 1 auf Grund der Artikel 2 oder 3 wäh- 
rend des ersten Jahres seiner Beschäftigung oder zu 
dem Zeitpunkt ausgesetzt worden ist, in dem er den 
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Antrag auf Genehmigung zur Fortsetzung seiner 
beruflichen Tätigkeit stellt, 

2. Nach zweijähriger ordnungsgemäßer Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats erhält 
der Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
die Genehmigung, im gesamten Hoheitsgebiet die- 
ses Mitgliedstaats jeden beliebigen Beruf im Lohn- 
oder Gehaltsverhältnis unter den gleichen Voraus- 
setzungen auszuüben, wie sie für die inländischen 
Arbeitnehmer gelten. 

3. Hat ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats 
im Laufe der letzten drei Jahre im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats eine ordnungsgemäße 
Beschäftigung für die Dauer von 24 Monaten aus- 
geübt, so erhält er ebenfalls die Genehmigung, im 
gesamten Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats jeden 
beliebigen Beruf im Lohn- oder Gehaltsverhältnis 
unter den gleichen Voraussetzungen auszuüben, wie 
sie für die inländischen Arbeitnehmer gelten. 

Artikel 10 

1. Bei Anwendung des Artikels 9 gelten Unter- 
brechungen bis zu insgesamt vierzig Tagen im Jahr 
sowie der Jahresurlaub und die Abwesenheit we- 
gen Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall oder Be- 
rufskrankheit als Zeiten ordnungsgemäßer Beschäf- 
tigung. 

2. Die Zeiten einer vom zuständigen Arbeitsamt 
festgestellten unfreiwilligen Arbeitslosigkeit sowie 
eine Unterbrechung wegen längerer Krankheit oder 
Ableistung eines Wehrdienstes gelten nicht als Zei- 
ten ordnungsgemäßer Beschäftigung; sie beein- 
trächtigen jedoch nicht die Anrechnung der zuvor 
abgeleisteten oder nach Absatz (1) anerkannten Be- 
schäftigungszeit, wenn der Arbeitnehmer seine 
Tätigkeit wieder aufnimmt 

a) bei Arbeitslosigkeit, sobald ihm im Einklang mit 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften eine Be- 
schäftigung angeboten worden ist; 

b) innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei- 
ßig Tagen nach Beendigung der Krankheit oder 
des Wehrdienstes. 

Diese Zeiten gelten jedoch bis zu vierzig Tagen 
als Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung, soweit 
diese vierzig Tage nicht bereits durch Unterbrechun- 
gen nach Absatz (1) in Anspruch genommen wor- 
den sind. 

KAPITEL 3 

Gleichbehandlung 

Artikel 11 

1. Ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaats ist, darf aufgrund seiner Staatsange- 
hörigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Mitglied- 
staaten nicht anders behandelt werden als deren 
eigene Staatsangehörige. Hinsichtlich der Beschäf- 
tigungs- und Arbeitsbedingungen, insbesondere hin- 
sichtlich Entlohnung und Kündigung, genießt er den 
gleichen Schutz und die gleiche Behandlung wie die 
inländischen Arbeitnehmer. 


2. Er hat Anspruch auf gleiche Behandlung auch 
hinsichtlich der Zugehörigkeit zu Gewerkschaften 
und des aktiven Wahlrechts zu den betrieblichen 
Vertretungsorganen der Arbeitnehmer, soweit diese 
Fragen gesetzlich geregelt sind oder in den Zustän- 
digkeitsbereich der Verwaltungsbehörden fallen. 

Für die Inanspruchnahme der Wählbarkeit muß 
der ausländische Arbeitnehmer drei Jahre im 
Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates ge- 
wohnt haben. Er muß die Voraussetzungen erfüllen, 
denen auch die inländischen Arbeitnehmer zu ent- 
sprechen haben. 

Beschränkungen, die von der Staatsangehörigkeit 
abhängen, können ihm gegenüber jedoch nicht gel- 
tend gemacht werden, 

3. Alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzelarbeits- 
verträgen oder sonstigen Tarifregelungen betref- 
fend Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeits- 
bedingungen sind von Rechts wegen nichtig, soweit 
sie für Arbeitnehmer, die Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten sind, diskriminierende Arbeitsbe- 
dingungen vorsehen oder zulassen. 

Artikel 12 

Die Arbeitsämter eines Mitgliedstaats gewähren 
bei der Stellenvermittlung die gleiche Hilfe wie den 
eigenen Staatsangehörigen: 

a) Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten, die 
sich ordnungsgemäß ständig im Hoheitsgebiet 
dieses Staates aufhalten und die Bedingungen 
für die Erteilung und Verlängerung einer Ar- 
beitsgenehmigung erfüllen, 

b) Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten, die 
die Bedingungen nach Buchstabe a) dieses Arti- 
kels nicht erfüllen, im Rahmen des Möglichen. 


KAPITEL 4 

Anwerbungsmaßstäbe 

Artikel 13 

1. Wird ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger 
eines Mitgliedstaats ist, für eine Beschäftigung in 
einem anderen Mitgliedstaat angeworben, so kann 
bei ihm wegen seiner Staatsangehörigkeit aufgrund 
von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und von 
Tarifverträgen oder anderen Tarifregelungen hin- 
sichtlich des Gesundheitszustandes, der Berufsausbil- 
dung oder sonstigen Anforderungen kein anderer 
Maßstab angelegt werden als bei Arbeitnehmern, 
die Staatsangehörige des anderen Mitgliedstaates 
sind und die gleiche Beschäftigung ausüben wollen. 

2. Besitzt ein Arbeitnehmer ein auf seinen Namen 
lautendes Stellenangebot eines Arbeitgebers aus 
einem anderen Mitgliedstaat als dem Staat, dessen 
Staatsangehöriger er ist, so kann er nicht auf seine 
beruflichen Fähigkeiten hin geprüft werden, es sei 
denn, daß der Arbeitgeber eine solche Prüfung bei 
Abgabe des Stellenangebots ausdrücklich verlangt 
hat. 
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TITEL II 

Die Familienangehörigen der Arbeitnehmer 

Artikel 14 

1. Mit dem Arbeitnehmer, der als Staatsangehöri- 
ger eines Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines an- 
deren Mitgliedstaats ordnungsgemäß beschäftigt ist, 
dürfen, wenn sie bei diesem Arbeitnehmer Woh- 
nung nehmen, in das Hoheitsgebiet dieses Staates 
zuziehen: 

a) der Ehegatte sowie die noch nicht 21 Jahre alten 
Kinder; 

b) Vorfahren und Abkömmlinge, denen der Arbeit- 
nehmer vollen Unterhalt gewährt, sowie die 
übrigen Familienangehörigen, denen der Arbeit- 
nehmer vollen Unterhalt gewährt und die mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben. 

2. Die einzelnen Mitgliedstaaten fördern den Zu- 
zug der Familienangehörigen, mit denen der Arbeit- 
nehmer in häuslicher Gemeinschaft lebt, auch wenn 
er ihnen nicht vollen Unterhalt gewährt. 

3. Voraussetzung für die Anwendung der Absätze 
(1) und (2) ist, daß der Arbeitnehmer für seine Fami- 
lie über eine Wohnung verfügt, die in demselben 
Gebiet den für den einheimischen Arbeitnehmer gel- 
tenden normalen Anforderungen entspricht. Hin- 
sichtlich der Erlangung einer Wohnung genießt er 
die gleichen Rechte und die gleichen etwaigen Ver- 
günstigungen wie die inländischen Arbeitnehmer, 

Artikel 15 

1. Sind der Ehegatte und die Kinder eines Arbeit- 
nehmers, der die Staatsangehörigkeit eines Mit- 
gliedstaats besitzt und im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaats ordnungsgemäß beschäftigt ist, 
dort gemäß Artikel 14 Absatz (1) zugezogen, so dür- 
fen sie ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit 
in dem anderen Mitgliedstaat eine Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausüben. Dieses Recht 
unterliegt Einschränkungen nur insoweit, als die Be- 
stimmungen von Artikel 2 und 3 auf den Arbeitneh- 
mer selbst angewendet werden können; eine Ein- 
schränkung ist nicht mehr möglich, wenn der Arbeit- 
nehmer berechtigt ist, seine Beschäftigung auf Grund 
von Artikel 9 Absatz (1) fortzusetzen. 

2. übt ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, in 
dem er sich seit mehr als zwei Jahren ordnungs- 
gemäß ständig aufhält, eine selbständige Tätigkeit 
aus, so erhalten er sowie sein Ehegatte und seine 
Kinder ohne Rücksicht auf deren Staatsangehörig- 
keit von Rechts wegen die Genehmigung, im gesam- 
ten Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats jeden Beruf 
im Lohn- oder Gehaltsverhältnis unter den gleichen 
Voraussetzungen wie die einheimischen Arbeitneh- 
mer auszuüben. 

Artikel 16 

Der Ehegatte des Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaats, der die Staatsangehörigkeit eines ande- 
ren Mitgliedstaats besitzt, erhält von Rechts wegen 


die Genehmigung, eine Beschäftigung im Lohn- oder 
Gehaltsverhältnis unter den gleichen Voraussetzun- 
gen wie die einheimischen Arbeitnehmer auszu- 
üben. 

Artikel 17 

Der Ehegatte und die Kinder desjenigen Staats- 
angehörigen eines Mitgliedstaats, der im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaats einen Familien- 
betrieb betreibt, bedürfen keiner Genehmigung, um 
eine Beschäftigung in diesem Betrieb auszuüben. 

Artikel 18 

Die Kinder desjenigen Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats, der im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgiiedstaats ordnungsgemäß beschäftigt ist oder 
beschäftigt gewesen ist, können, wenn sie sich in 
dessen Hoheitsgebiet ordnungsgemäß ständig aufhal- 
ten, unter den gleichen Voraussetzungen wie die 
Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaats an der 
Lehrlings- und Berufsausbildung teilnehmen. Dar- 
über hinaus ist dafür zu sorgen, daß diese Kinder 
im Aufnahmestaat in kürzester Zeit dem allgemei- 
nen Unterricht folgen können. 


ZWEITER TEIL 

Zusammenführung und Ausgleich 
von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen 

TITEL I 

Die Aufgaben der Arbeitsverwaltungen 
der Mitgliedstaaten 
und die Aufgaben der Kommission 

KAPITEL I 

Die Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten 
Artikel 19 

1. Die zentralen Arbeitsverwaltungen der Mit- 
gliedstaaten arbeiten sowohl untereinander als auch 
mit der Kommission eng zusammen, um ein gemein- 
sames Vorgehen beim Ausgleich von Stellenange- 
boten und Arbeitsgesuchen in der Gemeinschaft und 
bei der damit zusammenhängenden Vermittlung der 
Arbeitnehmer herbeizuführen. 

2. Zu diesem Zweck werden die in Anhang 2 auf- 
geführten besonderen Dienststellen beauftragt, die 
Arbeiten auf diesen Gebieten zu organisieren und 
sowohl untereinander wie auch mit den Dienststel- 
len der Kommission zusammenzuarbeiten. 

3. Die zentralen Arbeitsverwaltungen teilen der 
Kommission alle Änderungen für die Angaben in 
Anhang 2 mit. 

Die Kommission veröffentlicht diese Änderungen 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zur 
Unterrichtung. 
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Artikel 20 

Von den Mitgliedstaaten — insbesondere von 
ihren zentralen Arbeitsverwaltungen — werden in 
Zusammenarbeit mit der Kommission, dem Beraten- 
den Ausschuß und dem Technischen Ausschuß 

a) alle die Freizügigkeit und die Beschäftigung der 
Arbeitnehmer in den einzelnen Staaten betref- 
fenden Informationen erfaßt, geprüft und weiter- 
geleitet und vor allem alle Angaben über Lage 
und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zusam- 
mengestellt; 

b) alle Untersuchungen in bezug auf die Beschäf- 
tigung und die Arbeitslosigkeit veranlaßt oder 
durchgeführt, die sie für die Gestaltung der Poli- 
tik der Freizügigkeit der Arbeitnehmer inner- 
halb der Gemeinschaft für erforderlich halten. 

Artikel 21 

Am Ende des Monats nach Ablauf eines jeden 
Kalendervierteljahres übermittelt die in Artikel 19 
genannte besondere Dienststelle eines jeden Mit- 
gliedstaates dem in Artikel 25 bezeichneten Euro- 
päischen Koordinierungsbüro folgende Angaben: 

a) alle statistischen Informationen über die Anzahl 
der von ihnen im Hinblick auf einen Ausgleich 
mit den Mitgliedstaaten und dritten Staaten 
erfaßten und nach Berufen gegliederten Stellen- 
angebote und Arbeitsgesuche sowie die Zahl der 
durchgeführten Vermittlungen; 

b) einen zusammenfassenden Bericht, aus dem die 
besonderen Merkmale der Beschäftigiingslage 
und der Beschäftigungsentwicklung zu ersehen 
sind. Aus diesem Bericht sollen vor allem die 
besonderen Merkmale des Arbeitskräftemangels 
in den einzelnen Berufen und die Lage in den 
Gebieten und Berufen ersichtlich werden, in de- 
nen ein nicht genutztes Arbeitskräfteangebot 
besteht; 

c) gegebenenfalls eine Liste der Gebiete und Be- 
rufe mit Überangeboten im Sinne des Artikels 2 
mit den erforderlichen Erläuterungen. 

Artikel 22 

1. Unter Aufsicht der zentralen Arbeitsverwaltun- 
gen 

a) können die in Anhang 3 genannten regionalen 
Dienststellen unmittelbar untereinander Stellen- 
angebote und Arbeitsgesuche ausgleichen; 

b) können sonstige regionale Dienststellen unmit- 
telbar untereinander Zusammenarbeiten, insbe- 
sondere bei auf den Namen lautenden Stellen- 
angeboten oder wenn es sich darum handelt, 
einen besonderen Ausgleich zwischen Orten vor- 
zunehmen, in denen ein ausgleichsfähiger Man- 
gel beziehungsweise ein ausgleichsfähiges Über- 
angebot an Arbeitskräften besteht; 


c) können ferner amtliche besondere Vermittlungs- 
stellen für bestimmte Berufe oder Personengrup- 
pen unmittelbar Zusammenarbeiten. 

2. Die zentralen Arbeitsverwaltungen teilen der 
Kommission alle Änderungen zu den Angaben in 
Anhang 3 mit. 

Die Kommission veröffentlicht diese Änderungen 
nachrichtlich im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften. 

Artikel 23 

1. Die in den geltenden bilateralen Abkommen 
vorgesehenen Durchführungsorgane können ihre 
Tätigkeit zur Erleichterung des Ausgleichs von Stel- 
lenangeboten und Arbeitsgesuchen weiter ausüben, 
insbesondere, wenn es sich um eine größere Gruppe 
handelt oder sich dieser Ausgleich auf mehrere 
regionale Bereiche erstreckt. 

2. Die in Artikel 19 genannten Dienststellen unter- 
richten das Europäische Koordinierungsbüro in 
ihren Vierteljahresberichten, die sie diesem nach 
Artikel 21 zuleiten, über die Ergebnisse und 
etwaige Schwierigkeiten, die bei der Tätigkeit der 
vorerwähnten Durchführungsorgane aufgetreten 
sind. 


KAPITEL 2 

Die Kommission 

Artikel 24 

Die Kommission unternimmt oder veranlaßt in 
Zusammenarbeit mit den betreffenden Mitgliedstaa- 
ten alle Untersuchungen und Ermittlungen, die für 
die Kenntnis der Beschäftigungslage und der Be- 
schäftigungsentwicklung im gesamten Gebiet der 
Gemeinschaft oder in einem bestimmten Gebiet 
oder Wirtschaftszweig sowie für die Beurteilung der 
auf dem Arbeitsmarkt vorhandenen Möglichkeiten 
zweckdienlich sind. 

Artikel 25 

Das durch die Verordnung Nr. 15 bei der Kom- 
mission eingerichtete Europäische Koordinierungs- 
büro für den Ausgleich von Stellenangeboten und 
Arbeitsgesuchen, in dieser Verordnung „Euro- 
päisches Koordinierungsbüro" genannt, besteht wei- 
ter. Es behält die allgemeine Aufgabe, die Zusam- 
menführung und den Ausgleich von Stellenangebo- 
ten und Arbeitsgesuchen auf der Ebene der Gemein- 
schaft zu fördern; es ist insbesondere beauftragt, 
alle fachlichen Fragen zu bearbeiten, die nach die- 
ser Verordnung hierbei in den Zuständigkeitsbe- 
reich der Kommission fallen. 

Artikel 26 

Das Europäische Koordinierungsbüro hat im Rah- 
men der ihm nach Artikel 25 übertragenen Auf- 
gaben insbesondere 
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a) die praktischen Maßnahmen, die innerhalb der 
Gemeinschaft für die Zusammenführung und den 
Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeitsge- 
suchen sowie für die sich daraus ergebende Zu- 
und Abwanderung der Arbeitnehmer zwischen 
den Mitgliedstaaten erforderlich sind, zu ko- 
ordinieren und in ihren Auswirkungen zu verfol- 
gen; 

b) dazu beizutragen, daß zu diesem Zweck in ver- 
waltungsmäßiger und technischer Hinsicht die 
Möglichkeiten für ein gemeinsames Vorgehen 
wahrgenommen werden; 

c) bei besonderem Bedarf im Einvernehmen mit 
den in Artikel 19 genannten Dienststellen der 
beteiligten Mitgliedstaaten die Zusammenfüh- 
rung von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen 
vorzunehmen, deren Ausgleich von den erwähn- 
ten Dienststellen durchgeführt wird. 

Artikel 27 

1. Das Europäische Koordinierungsbüro faßt alle 
Informationen über die Ausgleichs- und Vermitt- 
lungstätigkeit auf der Ebene der Gemeinschaft zu- 
sammen, namentlich: 

a) die in Artikel 20 und 21 bezeichneten Informa- 
tionen, 

b) die Angaben, die aus den Untersuchungen und 
Ermittlungen auf Grund des Artikels 24 gewon- 
nen werden. 

2. Das Koordinierungsbüro erstellt eine Übersicht, 
aus der alle zweckdienlichen Informationen über die 
voraussichtliche Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
der Gemeinschaft, der einzelnen Staaten und der 
regionalen Bereiche ersichtlich sind. 

3. Das Koordinierungsbüro leitet die verschiede- 
nen Auskünfte den betreffenden Dienststellen der 
Mitgliedstaaten so bald wie möglich zu, insbeson- 
dere den in Artikel 19 genannten Dienststellen. 

Artikel 28 

Das Europäische Koordinierungsbüro übermittelt 
den in Artikel 19 genannten Dienststellen sowie 
dem Beratenden Ausschuß und dem Technischen 
Ausschuß unverzüglich die Angaben über die Ge- 
biete und Berufe nach Artikel 2 und 3. 

Artikel 29 

1. Das Europäische Koordinierungsbüro arbeitet 
zusammen mit dem Technischen Ausschuß die ver- 
einheitlichten Unterlagen aus, deren allgemeine 
Verwendung das gemeinsame Vorgehen erleich- 
tern und beschleunigen könnte. 

2. Das Koordinierungsbüro beteiligt sich an der 
Veranstaltung der in Artikel 30 vorgesehenen Be- 
suche, Fortbildungsaufenthalte und Fortbildungs- 
programme. 

3. Das Koordinierungsbüro arbeitet alle fachtech- 
nischen Unterlagen für den Ausgleich und die Stel- 


lenvermittlung auf der Ebene der Gemeinschaft aus 
oder ist bei der Ausarbeitung dieser Unterlagen be- 
hilflich; hierbei handelt es sich insbesondere um: 

— die einzelnen Berufsbilder, 

— ■ die Aufstellung eines vergleichenden Verzeich- 
nisses der Berufe, in denen Zu- und Abwande- 
rungen von Arbeitskräften zwischen den Mit- 
glicdstaaten am häufigsten sind; dieses Ver- 
zeichnis wird in Zusammenarbeit mit dem Be- 
ratenden Ausschuß und dem Technischen Aus- 
schuß erstellt. 

4. Das Koordinierungsbüro erstellt den Jahres- 
bericht über die Ausgleichs- und Vermittlungstätig- 
keit auf der Ebene der Gemeinschaft sowie über die 
Ergebnisse dieser Tätigkeit. 


TITEL II 

Ergänzende Maßnahmen 

KAPITEL I 

Fortbildung des Fachpersonals für den Ausgleich 

Artikel 30 

Die zuständige Behörde Jedes Mitgliedstaats oder 
die von ihr bestimmte Dienststelle veranstaltet in 
Verbindung mit der Kommission Besuche und Fort- 
bildungsaufenthalte für Beamte der anderen Mit- 
gliedstaaten; hierbei werden die von der Kommis- 
sion nach Stellungnahme des Technischen Ausschus- 
ses festgesetzten Bedingungen und Einzelheiten zu- 
grunde gelegt. 

Die genannte Behörde beteiligt sich ferner an der 
Ausarbeitung und der Durchführung gemeinsamer 
Programme zur Fortbildung des Fachpersonals. 

KAPITEL 2 

Berufsausbildung 

Artikel 31 

1. Stellt die Kommission bei der Prüfung der dem 
Europäischen Koordinierungsbüro namentlich in 
Durchführung von Artikel 21 zugeleiteten Berichte 
und Auskünfte die Notwendigkeit besonderer Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der beschleunigten Berufs- 
ausbildung fest, um einem Arbeitskräftemangel in 
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft abzuhelfen, 
so macht sie auf Grund ihrer Untersuchungen nach 
Stellungnahme des Beratenden Ausschusses unbe- 
schadet der auf Grund von Artikel 128 des Vertra- 
ges getroffenen Entscheidungen Vorschläge für die 
von dem oder den Mitgliedstaaten zu ergreifenden 
Maßnahmen. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über die Abkommen, die sie zur Veranstaltung 
von Kursen für beschleunigte Berufsausbildung un- 
tereinander abgeschlossen haben. 
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DRITTER TEIL 
Einrichtungen 

zur Herbeiführung einer engen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Freizügigkeit 
und der Beschäftigung der Arbeitnehmer 

TITEL I 

Der Beratende Ausschuß 

Artikel 32 

Der durch die Verordnung Nr. 15 eingesetzte Be- 
ratende Ausschuß besteht weiter. Seine Aufgabe, 
die Kommission bei der Prüfung der Fragen zu un- 
terstützen, die sich aus der Anwendung des Vertra- 
ges und der zu seiner Durchführung erlassenen Be- 
stimmungen auf dem Gebiet der Freizügigkeit und 
Beschäftigung der Arbeitnehmer ergeben, bleibt er- 
halten. 

Artikel 33 

Der Beratende Ausschuß hat insbesondere die 
Aufgabe; 

a) die Probleme der Freizügigkeit und der Beschäf- 
tigung im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik der 
einzelnen Staaten im Hinblick auf eine gemein- 
schaftsgemäße Koordinierung der Beschäftigungs- 
politik der Mitgliedstaaten zu prüfen, die zu 
einem Ausbau der Volkswirtschaften sowie zu 
einer ausgeglicheneren Arbeitsmarktlage in der 
Gemeinschaft beitragen soll; 

b) allgemein die Auswirkungen der Durchführung 
dieser Verordnung und etwaiger ergänzender 
Bestimmungen zu untersuchen; 

c) der Kommission gegebenenfalls mit Gründen 
versehene Vorschläge zur Abänderung dieser 
Verordnung vorzulegen; 

d) auf Ersuchen der Kommission oder von sich aus 
mit Gründen versehene Stellungnahmen zu all- 
gemeinen oder grundsätzlichen Fragen abzuge- 
ben, insbesondere im Hinblick auf den Informa- 
tionsaustausch betreffend die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt, auf die Zu- und Abwande- 
rung von Arbeitnehmern zwischen den Mitglied- 
staaten, auf die Programme oder Maßnahmen, 
die geeignet sind, die Berufsberatung und in 
Übereinstimmung mit Artikel 31 die Berufsaus- 
bildung zu fördern, sowie im Hinblick auf die 
Unterbringung der Arbeitnehmer im Interesse 
einer größeren Freizügigkeit und besserer Be- 
schäftigungsmöglichkeiten und im Hinblick auf 
die soziale und kulturelle Betreuung der Arbeit- 
nehmer und ihrer Familienangehörigen. 

Artikel 34 

1. Der Beratende Ausschuß besteht aus sechsund- 
dreißig Mitgliedern, und zwar aus zwei Regierungs- 
vertretern, zwei Vertretern der Arbeitgeberver- 
bände und zwei Vertretern der Arbeitnehmerver- 
bände aus jedem Mitgliedstaat. 


2. Für jede der in Absatz (1) bezeichneten Gruppen 
wird ein Stellvertreter je Mitgliedstaat ernannt, 

3. Die Amtszeit der Mitglieder und der Stellver- 
treter ist die gleiche wie die Geltungsdauer dieser 
Verordnung. 

Artikel 35 

Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses und 
die Stellvertreter werden vom Rat ernannt. Der Rat 
bemüht sich bei der Auswahl der Vertreter der Ar- 
beitgeber- und der Arbeitnehmerverbände um eine 
angemessene Vertretung der verschiedenen in Be- 
tracht kommenden Wirtschaftsbereiche. 

Die Liste der Mitglieder und der Stellvertreter so- 
wie sich ergebende Änderungen werden vom Rat im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften nach- 
richtlich veröffentlicht. 

Artikel 36 

Den Vorsitz im Beratenden Ausschuß führt ein 
Mitglied der Kommission, das an der Abstimmung 
nicht teilnimmt. Der Ausschuß tritt mindestens 
zweimal im Jahr zusammen. Er wird von seinem 
Vorsitzenden auf eigene Veranlassung oder auf An- 
trag von mindestens einem Drittel der Mitglieder 
einberufen. Die etwaige Übertragung der Befugnisse 
des Vorsitzenden regelt dieser selbst. 

Die Sekretariatsgeschäfte werden von den 
Dienststellen der Kommission wahrgenommen. 

Artikel 37 

Der Vorsitzende kann Personen oder Vertreter 
von Einrichtungen, die über umfassende Erfahrun- 
gen auf dem Gebiet der Beschäftigung und auf dem 
Gebiet der Zu- und Abwanderung von Arbeitneh- 
mern verfügen, als Beobachter oder Sachverständige 
zu den Sitzungen einladen. Er kann technische Be- 
rater hinzuziehen. 

Artikel 38 

1. Der Beratende Ausschuß ist beschlußfähig, wenn 
zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. 

2. Die Stellungnahmen sind mit Gründen zu ver- 
sehen-, sie werden mit der absoluten Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen beschlossen; ihnen ist 
eine Darstellung der Auffassungen der Minderheit 
beizufügen, wenn diese es beantragt. 

Artikel 39 

1, Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung bildet der Beratende Ausschuß eine 
Ständige Gruppe mit der Aufgabe, die Kommission 
bei der Durchführung des Artikels 3 zu beraten. 

2. Die Ständige Gruppe besteht aus achtzehn Mit- 
gliedern des Beratenden Ausschusses, und zwar aus 
einem Regierungsvertreter, einem Vertreter der Ar- 
beitnehmer und einem Vertreter der Arbeitgeber für 
jeden Mitgliedstaat. Den Vorsitz führt der Vorsit- 
zende des Beratenden Ausschusses oder dessen 
Stellvertreter. 


13 



Drucksache IV/998 


Deutscheri Bundestag — 4. Wahlperiode 


3. Die Ständige Gruppe übermittelt ihre Stellung- 
nahme unmittelbar der Kommission. Diese Stel- 
lungnahme wird dem Beratenden Ausschuß zur 
Kenntnis gegeben. 

Artikel 40 

Die Geschäftsordnung des Beratenden Ausschusses 
gilt weiter. Falls der Ausschuß beschließt, sie zu 
ändern, tritt die geänderte Geschäftsordnung in 
Kraft, nachdem sie der Rat nach Stellungnahme der 
Kommission genehmigt hat. 


TITEL II 

Der Technische Ausschuß 

Artikel 41 

Der durch die Verordnung Nr. 15 eingesetzte Tech- 
nische Ausschuß besteht weiter. Sein Auftrag, die 
Kommission bei der Vorbereitung, der Förderung 
und der weiteren Beobachtung der Ergebnisse aller 
technischen Arbeiten und Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung dieser Verordnung und etwaiger ergänzender 
Vorschriften zu unterstützen, bleibt erhalten. 

Artikel 42 

Unbeschadet der Artikel 29 und 30 hat der Tech- 
nische Ausschuß insbesondere 

a) die Zusammenarbeit zwischen den betreffenden 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten in allen tech- 
nischen Fragen, die die Freizügigkeit und die 
Beschäftigung der Arbeitnehmer betreffen, zu 
fördern und zu vervollkommnen; 

b) Verfahren für die organisatorische Durchführung 
der gemeinsamen Tätigkeit der betreffenden 
Verwaltungen auszuarbeiten; 

c) die Zusammenstellung zweckdienlicher Aus- 
künfte für die Kommission und die Durchfüh- 
rung der in dieser Verordnung vorgesehenen 
Untersuchungen und Ermittlungen zu erleichtern 
sowie den Informations- und Erfahrungsaus- 
tausch zwischen den betreffenden Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten zu fördern; 

d) in fachlicher Hinsicht zu prüfen, wie die Maß- 
stäbe, nach denen die Mitgliedstaaten die Lage 
auf ihrem Arbeitsmarkt beurteilen, einander an- 
geglichen werden können. 

Artikel 43 

1. Der Technische Ausschuß besteht aus je einem 
der Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten, die 
dem Beratenden Ausschuß angehören. Jeder Mit- 
gliedstaat bestimmt seinen Vertreter. 

2. Jeder Mitgliedstaat ernennt einen Stellvertreter 
aus dem Kreis der übrigen Regierungsvertreter, die 
dem Beratenden Ausschuß als Mitglieder oder Stell- 
vertreter angehören. 

3. Ein Vertreter der Hohen Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und ein 


Vertreter der Kommission der Europäischen Atom- 
gemeinschaft nehmen ohne Stimmrecht an den 
Arbeiten des Technischen Ausschusses teil. 

Artikel 44 

Den Vorsitz im Technischen Ausschuß führt ein 
Mitglied der Kommission oder dessen Vertreter. 
Der Vorsitzende und die Mitglieder des Ausschus- 
ses können technische Berater hinzuziehen. Die 
etwaige Übertragung der Befugnisse des Vorsit- 
zenden regelt dieser selbst. 

Die Sekretariatsgeschäfte werden von den Dienst- 
stellen der Kommission wahrgenommen. 

Artikel 45 

Die vom Technischen Ausschuß ausgearbeiteten 
Vorschläge und Stellungnahmen werden der Kom- 
mission zugeleitet und dem Beratenden Ausschuß 
zur Kenntnis gebracht. Diesen Vorschlägen und 
Stellungnahmen wird eine Darstellung der von den 
einzelnen Mitgliedern des Technischen Ausschusses 
vertretenen Auffassungen beigegeben, wenn diese 
es beantragen. 

Artikel 46 

Die Geschäftsordnung des Technischen Ausschus- 
ses gilt weiter. Falls der Ausschuß beschließt, sie zu 
ändern, tritt die geänderte Geschäftsordnung in 
Kraft, nachdem sie der Rat nach Stellungnahme der 
Kommission genehmigt hat. 


VIERTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

Artikel 47 

1. Diese Verordnung berührt nicht die Bestimmun- 
gen des Vertrags über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl betref- 
fend die anerkannten Kohle- und Stahlfacharbeiter, 
die Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft über den Zugang 
zu qualifizierten Beschäftigungen auf dem Kern- 
gebiet und die Vorschriften zur Durchführung dieser 
Verträge. 

2. Diese Verordnung gilt jedoch für die in Ab- 
satz (1) genannten Gruppen von Arbeitnehmern 
sowie für deren Familienangehörige, soweit deren 
Rechtsstellung in den in Absatz (1) genannten Ver- 
trägen oder Vorschriften nicht geregelt ist. 

3. Diese Verordnung berührt nicht jene Verpflich- 
tungen der Mitgliedstaaten, die sich aus deren 
besonderen Beziehungen zu einzelnen außereuro- 
päischen Ländern oder Gebieten auf Grund derzei- 
tiger oder früherer institutioneller Bindungen her- 
leiten. Die Arbeitnehmer aus diesen Ländern und 
Hoheitsgebieten, die hiernach eine Tätigkeit im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis auf dem Hoheitsge- 
biet eines Mitgliedstaats ausüben, können aus den 
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Bestimmungen dieser Verordnung keine Ansprüche 
auf dem Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten her- 
leiten. 

Artikel 48 

1. Nicht namentliche Stellenangebote, die dem 
Europäischen Koordinierungsbüro auf Grund von 
Artikel 21 a) angegeben wurden, und die sich auf 
die Arbeitsgesuche beziehen, die von den Dienst- 
stellen eines Mitgliedstaates im Hinblick auf den 
Ausgleich mit Stellenangeboten aus anderen Mit- 
gliedstaaten erfaßt wurden, können in einem nicht 
zur Gemeinschaft gehörenden Staat verwendet wer- 
den, wenn der Ausgleich zwischen den beteiligten 
Mitgliedstaaten nicht zu einem Ergebnis geführt 
hat. Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn der 
Mitgliedstaat, der ein Überangebot an Arbeitskräf- 
ten aufweist, nicht innerhalb von zwei Wochen 
mitgeteilt hat, daß er die Stellenangebote, die 
ihm übermittelt werden, binnen drei Wochen 
berücksichtigen kann, 

2. Die Bestimmungen des Absatzes (1) können in 
einem Mitgliedstaat keinesfalls dessen Staatsange- 
hörigen entgegengehalten werden. 

Artikel 49 

Diese Verordnung berührt nicht: 

a) die erworbenen Rechte derjenigen Staatsange- 
hörigen eines Mitgliedstaats, die bei Inkrafttre- 
ten dieser Verordnung bereits eine Beschäfti- 
gung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aus- 
geübt haben; 

b) die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, die 
für die Arbeitnehmer anderer Mitgliedstaaten 
und ihre Familienangehörigen günstiger sind. 

Artikel 50 

Die Mitgliedstaaten dürfen weder neue Beschrän- 
kungen oder Verfahren einführen, die auf den in 


Artikel 48 Absatz (2) des Vertrags genannten Ge- 
bieten diskriminierend wirken, noch dürfen sie die- 
jenigen Beschränkungen oder Verfahren verschär- 
fen, die durch diese Verordnung nicht aufgehoben 
sind. 

Artikel 51 

Die Kommission erläßt die für die Anwendung 
dieser Verordnung notwendigen Durchführungs- 
vorschriften. In allen allgemeinen oder grundsätz- 
lichen Fragen sowie in technischen Fragen der An- 
wendung dieser Verordnung handelt sie in enger 
Fühlungnahme mit den zentralen Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten. 

Artikel 52 

Die Verwaltungsausgaben der in den Artikeln 32 
und 41 genannten Ausschüsse werden im Haushalts- 
plan der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in 
dem Einzelplan der Kommission aufgeführt. 

Artikel 53 

Diese Verordnung gilt für die Hoheitsgebiete der 
Mitgliedstaaten und für deren Staatsangehörige 
vorbehaltlich der in Artikel 15 über den Ehegatten 
und die Kinder des ordnungsgemäß beschäftigten 
Arbeitnehmers getroffenen Bestimmungen. 

Artikel 54 

Die Kommission legt dem Rat bis zum 31. März 
1965 einen Vorschlag für eine Verordnung zur Fest- 
legung der späteren Liberalisierungsmaßnahmen 
für alle Arbeitnehmergruppen vor. Die vorliegende 
Verordnung bleibt bis zum Inkrafttreten der späte- 
ren Verordnung in Kraft. 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1963 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang 1 

[Artikel 4 Absatz (1) Buchstaben a) und b)] 


Für die Anwendung des Artikels 4 Absatz (1) 

Buchstaben a) und b) gilt: 

— das Wort „Spezialisierung" bezeichnet eine her- 
vorragende oder wenig verbreitete berufliche 
Eignung für Arbeiten oder Verrichtungen, die 
besondere Kenntnisse und Fertigkeiten im Beruf 
erfordern; 

— der Ausdruck „Vertrauenscharakter der ange- 
botenen Stelle" kennzeichnet Tätigkeiten, deren 
Ausübung nach der Verkehrssitte des Aufnah- 
melandes ein besonderes Vertrauensverhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer voraus- 
setzt; 

— „frühere berufliche Bindungen" liegen vor, wenn 
ein Arbeitgeber die Einstellung eines Arbeitneh- 
mers im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats be- 
antragt, den er in dem gleichen Hoheitsgebiet 
während mindestens sechs Monaten im Verlauf 
der letzten fünf Jahre beschäftigt hatte; 

— der Begriff „verwandtschaftliche Bindungen" 
bezeichnet Verv/andtschaft oder Verschwägerung 
bis zum zweiten Grad zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmern. 


Anhang 2 

(Artikel 19 Absatz 2) 


Anhang 3 


[Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a)] 
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Richtlinie 

betreffend die Verwaltungsverfahren und -praktiken 
für Aufnahme, Beschäftigung und Aufenthalt 
der Arbeitnehmer eines Mitgliedstaats und ihrer Familien- 
angehörigen in den anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 48 und 49, 

gestützt auf die Verordnung Nr. . . . des Rats über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft, veröffentlicht im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. . . . vom 1963, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Die Richtlinien des Rats vom 16. August 1961 
zur Verordnung Nr. 15 des Rats über die ersten 
Maßnahmen zur Herstellung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft hatte 
für die Verwaltungsverfahren und -praktiken eine 
Anpassung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten an den durch die genannte Verordnung geschaf- 
fenen Stand der Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
vorgeschrieben. 

2. Mit der Verordnung Nr. . . . werden für einen 
zweiten Abschnitt wesentliche neue Liberalisie- 
rungsmaßnahmen eingeführt; daher müssen für die 
Einreise und für den Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
des Beschäftigungsstaats sowie für die Erteilung 
der Arbeitsgenehmigungen Maßnahmen getroffen 
v/erden, die dem Umfang der in der Verordnung 
Nr. . . . den Angehörigen der einzelnen Mitglied- 
staaten zuerkannten neuen Rechte und Befugnisse 
entsprechen. 

3. In bestimmten Eällen muß jetzt bereits von dem 
Arbeitserlaubniszwang abgegangen werden; diese 
Liberalisierung muß darüber hinaus in allen Fällen 
spätestens am Ende der Übergangszeit verwirklicht 
sein. Um ein elastischeres und rascheres Arbeiten 
der Verwaltungen zu ermöglichen und um die der 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer im 
Wege stehenden Fristen bei der Zulassung zu ver- 
fügbaren Stellen abzuschaffen, empfiehlt es sich 
ferner, daß die zentralen Verwaltungen der einzel- 
nen Mitgliedstaaten ihre regionalen und örtlichen 


I Dienststellen beauftragen, unmittelbar die Arbeits- 
erlaubnis und die Beschäftigungsgenehmigung zu- 
mindest vorläufig zu erteilen. 

I 4. Maßnahmen zu einer Koordinierung der Be- 
! Schränkungen, die aus Gründen der öffentlichen 
I Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt 
i sein können, sind in einer besonderen Richtlinie 
I nach Artikel 56 Absatz 2 des Vertrags festgelegt — 

1 

I HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Für die Anwendung dieser Richtlinie gilt: 

a) unter „Verordnung" ist die Verordnung Nr. . . . 
des Rats zu verstehen; 

b) unter „Familienangehörigen" sind die Personen 
zu verstehen, auf die Artikel 14 Absatz (1) der 
Verordnung Anwendung findet. 

2. Diese Richtlinie gilt für die ln der Verordnung 
erfaßten Arbeitnehmer und für deren Familienange- 
hörige. 

Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat gestattet den in Artikel 1 
Absatz (2) genannten Personen bei Vorlage eines 
gültigen Personalausweises die Einreise in sein Ho- 
heitsgebiet. 

2. Gibt es in einem Mitgliedstaat keinen Personal- 
ausweis, so erteilt und verlängert dieser Staat ent- 
sprechend seinen Rechtsvorschriften diesen Perso- 
nen einen Reisepaß, der für alle Mitgliedstaaten 
und die unmittelbar zwischen den Mitgliedstaaten 
liegenden Durchreiseländer gelten muß. Dieser 
Reisepaß muß mindestens fünf Jahre gültig sein. 

3. Für die Einreise darf weder ein Sichtvermerk 
noch ein gleichartiger Nachweis verlangt werden. 

Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat händigt, soweit erforderlich, 
dem Arbeitnehmer, der die Genehmigung zur Aus- 
übung einer Beschäftigung hat, eine auf seinen 
Namen lautende Bescheinigung — im folgenden 
„Arbeitserlaubnis" genannt — aus, in der ihm das 
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Recht zur Ausübung einer Tätigkeit im Lohn- oder 
Gehaltsverhältnis zuerkannt wird. 

2. Die Arbeitserlaubnis 

a) muß für das gesamte Hoheitsgebiet des Mit- 
gliedstaats, der sie erteilt hat, vorbehaltlich 
etwaiger auf Grund von Artikel 2 und 3 der 
Verordnung getroffenen Beschränkungen gelten; 

b) darf mit Ausnahme der Zeit, während der der 
erste Arbeitsvertrag erfüllt wird, nicht auf einen 
bestimmten Arbeitgeber beschränkt werden; 

c) muß eine Gültigkeitsdauer von einem Jahr ha- 
ben. Während des ersten Jahres kann die Gül- 
tigkeitsdauer jedoch der Dauer des Arbeitsver- 
trages oder der bindenden Zusage, auf Grund 
deren die Arbeitserlaubnis erteilt wird, ange- 
paßt werden. 

3. Jeder Mitgliedstaat erteilt dem Arbeitnehmer, 
der die Bedingungen nach Artikel 9 Absatz (2) 
und (3), Artikel 15 Absatz (2) und Artikel 16 der 
Verordnung erfüllt, eine Dauererlaubnis, aus der 
seine Berechtigung hervorgeht, jeden Beruf im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis unter denselben Be- 
dingungen wie die inländischen Arbeitnehmer aus- 
zuüben. 

4. Die Arbeitserlaubnis kann dem Arbeitnehmer 
nur von der Behörde entzogen werden, von der sie 
erteilt worden ist. 

5. Der Arbeitnehmer, der sich in einen Mitglied- 
staat begibt, um dort eine Beschäftigung im Lohn- 
oder Gehaltsverhältnis für höchstens drei Monate 
innerhalb zwölf aufeinanderfolgender Monate wäh- 
rend ein und desselben Jahres auszuüben, bedarf 
keiner Arbeitserlaubnis, es sei denn, daß diese Be- 
schäftigung in einem Gebiet oder in einem Beruf 
ausgeübt werden soll, die nach Artikel 2 oder 3 der 
Verordnung als Gebiet oder Beruf mit einem Ar- 
beitskräfteüberangebot gemeldet sind. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt dem Arbeitnehmer 
die für den Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet er- 
forderliche, dm folgenden „Aufenthaltserlaubnis" 
genannte Bescheinigung. 

Die Aufenthaltserlaubnis 

a) muß für das gesamte Hoheitsgebiet des Mit- 
gliedstaats, der sie erteilt hat, gelten; 

b) muß eine Gültigkeitsdauer haben, die minde- 
stens der der Arbeitserlaubnis entspricht. 

3. Jeder Mitgliedstaat erteilt den Familienange- 
hörigen des Arbeitnehmers eine Aufenthaltserlaub- 
nis mit demselben Geltungsbereich wie demjenigen 
der Aufenthaltserlaubnis des Arbeitnehmers. 

4. Jeder Mitgliedstaat darf zur Erteilung der Auf- 
enthaltserlaubnis von dem Antragsteller nur die 
Vorlage der nachstehenden Unterlagen verlangen: 

a) den Ausweis, mit dem der Antragsteller in das 
Hoheitsgebiet des betreffenden Staats eingereist 
ist. 


b) eine mit dem Vermerk der zuständigen Arbeits- 
verwaltung versehene Urkunde, aus der hervor- 
geht, daß der Antragsteller innerhalb des Ho- 
heitsgebiets ordnungsgemäß beschäftigt ist. 
Diese Urkunde ist für die Familienangehörigen 
nicht erforderlich. 

5. Die in Artikel 10 der Verordnung bezeichneten 
Arbeitsunterbrechungen beeinträchtigen nicht die 
Gültigkeitsdauer der Aufenthaltserlaubnis. 

6. Die Aufenthaltserlaubnis für einen Arbeitneh- 
mer, der die Bedingungen des Artikels 9 Absatz (2) 
und (3), des Artikels 15 Absatz (2) und des Artikels 
16 der Verordnung erfüllt, muß eine Gültigkeits- 
dauer von mindestens zehn Jahren haben und ohne 
weiteres erneuert werden können. 

7. Der Arbeitnehmer, der sich in einen Mitglied- 
staat begibt, um dort eine Beschäftigung im Lohn- 
oder Gehaltsverhältnis für höchstens drei Monate 
innerhalb zwölf aufeinanderfolgender Monate inner- 
halb ein und desselben Jahres auszuüben, bedarf 
keiner Aufenthaltserlaubnis. Der Ausweis, mit dem 
der Arbeitnehmer in das Hoheitsgebiet des betref- 
fenden Staats eingereist ist, ist auch für seinen Auf- 
enthalt gültig. Das Empfangsland kann jedoch eine 
Ankunftserklärung verlangen. 

Artikel 5 

1. Aushändigung oder Erteilung sowie Verlänge- 
rung eines Personalausweises, einer Aufenthalts- 
erlaubnis und einer Arbeitserlaubnis sowie gege- 
benenfalls eines Reisepasses für die Staatsangehöri- 
gen der Mitgliedstaaten auf Grund dieser Richtlinie 
erfolgen unentgeltlich oder gegen Entrichtung eines 
Betrages, der die Verwaltungskosten nicht überstei- 
gen darf. Dies gilt auch für Urkunden und Beschei- 
nigungen, die für die Erteilung oder Verlängerung 
dieser Ausweise und Genehmigungen notwendig 
sind. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um eine möglichst weitgehende 
Vereinfachung der Formalitäten und Verfahren für 
die Beschaffung der in Absatz (1) aufgezählten Ur- 
kunden zu erreichen. 

3. Die Mitgliedstaaten beauftragen ihre regionalen 
und örtlichen Dienststellen, den Arbeitnehmern und 
ihren Familienangehörigen, soweit sie die in der 
Verordnung vorgesehenen Bedingungen erfüllen, 
mit Ausnahme der Fälle im Sinne von Artikel 2 
und 3 unverzüglich die Arbeitserlaubnis und die 
Aufenthaltserlaubnis oder eine an deren Stelle tre- 
tende vorläufige Genehmigung zu erteilen. In letz- 
terem Falle ist der endgültige Ausweis dem Inhaber 
binnen 2 Wochen auszuhändigen. In den in Artikel 
2 und 3 der Verordnung erwähnten Fällen ist der 
von den zuständigen zentralen Verwaltungen aus- 
gestellte Ausweis seinem Inhaber sofort nach Ab- 
lauf der in diesen Vorschriften vorgesehenen Frist 
von 2 Wochen auszuhändigen. 

Artikel 6 

1. Jeder Mitgliedstaat darf den Arbeitnehmern und 
deren Familienangehörigen die Einreise in sein 
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Hoheitsgebiet nur aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit verweigern, 

2. Jeder Mitgliedstaat darf die Erteilung der Auf- 
enthaltserlaubnis nur aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit verweigern. 

3. Während der Gültigkeitsdauer der Aufenthalts- 
erlaubnis ist ihr Entzug oder eine Ausweisung nur 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicher- 
heit zulässig. 

Artikel 7 

1. Diese Richtlinie berührt nicht die Bestimmungen 
des Vertrages über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl betreffend die 
anerkannten Kohle- und Stahlfacharbeiter, die Be- 
stimungen des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft über den Zugang zu 
qualifizierten Beschäftigungen auf dem Kerngebiet 
und die Vorschriften zur Durchführung dieser Ver- 
träge. 

2. Diese Richtlinie gilt jedoch für die in Absatz (1) 
genannten Arbeitnehmergruppen und deren Fami- 
lienangehörige, soweit deren Rechtsstellung in den 
in Absatz (1) genannten Verträgen oder Vorschrif- 
ten nicht geregelt ist. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie berührt nicht die Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaats, die für die Arbeitnehmer 
anderer Mitgliedstaaten und deren Familienangehö- 
rige günstiger sind. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die notwendigen 
Maßnahmen in Kraft, um ihre eigenen Vorschriften 
bis spätestens zum 1. Januar 1964 mit denen dieser 
Richtlinie in Übereinstimmung zu bringen; sie un- 
terrichten hiervon unverzüglich die Kommission. 

2. Sie notifizieren der Kommission die an den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenomme- 
nen Änderungen, durch die die Verfahren und For- 
malitäten für die Erteilung derjenigen Urkunden 
vereinfacht werden sollen, die für Einreise, Beschäf- 
tigung und Aufenthalt der Arbeitnehmer und deren 
Familienangehörige noch erforderlich sind. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie tritt an die Stelle der den Mit- 
gliedstaaten am 16. August 1961 notifizierten Richt- 
linie vom 21. August 1961. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Aufzeichnung 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung zu dem Entwurf der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für eine Verord- 
nung und für eine Richtlinie über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

innerhalb der Gemeinschaft 


Artikel 48 des Vertrages zur Gründung der EWG 
verpflichtet die Mitgliedstaaten, spätestens bis zum 
Ende der Übergangszeit (Artikel 8 des Vertrages) 
innerhalb der Gemeinschaft die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer herzustellen. 

Das Verfahren, das zur Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 48 des EWG-Vertrages führen soll, ist in 
Artikel 49 des EWG-Vertrages umschrieben. 

Durch diese Bestimmung wurde der Rat ermächtigt, 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses in Form von 
Verordnungen oder Richtlinien Maßnahmen zur 
fortschreitenden Herstellung der Freizügigkeit zu 
treffen. Auf Grund dieser Ermächtigung hat der Rat 
die Verordnung Nr. 15 vom 16. August 1961 und die 
Richtlinie gleichen Datums erlassen, die die ersten 
Maßnahmen für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft für einen ersten Ab- 
schnitt betreffen. 

In Durchführung des Artikels 49 des EWG-Vertrages 
und des Artikels 52 der Verordnung Nr. 15, mit dem 
die Kommission verpflichtet wurde, dem Rat „bis 
zum 30. September 1962 einen Vorschlag für eine 
Verordnung zur Festlegung der Liberalisierungs- 
maßnahmcn für einen zweiten Abschnitt vorzule- 
gen, hat die Kommission dem Rat mit Schreiben vom 
9. Oktober 1962 ihre Vorschläge für eine (neue) Ver- 
ordnung nebst Richtlinie übermittelt. Die für den 
am 1. September 1963 beginnenden zweiten Ab- 
schnitt vorgesehenen Maßnahmen knüpfen an die 
Regelung an, die der Rat für den ersten Abschnitt 
beschlossen hat. Sie führen insgesamt zu einer 
Erweiterung der Freizügigkeit der Wanderarbeit- 
nehmer, soweit sie Dauerarbeitskräfte sind. Grenz- 
und Saisonarbeitnehmer sind hiervon nicht betrof- 
fen. 

Der Aufbau der Entwürfe entspricht dem der Ver- 
ordnung Nr. 15 und der dazu ergangenen Richtlinie. 
Der Verordnungsentwurf behandelt 

im Ersten Teil die Aufnahme und Beschäftigung 
der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen sowie die Grundsätze ihrer Gleichbehand- 
lung und die anzulegenden Anwerbungsmaß- 
stäbe; 

im Zweiten Teil die Zusammenführung und den 
Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeits- 
gesuchen durch die Arbeitsverwaltungen der 
Mitgliedstaaten sowie die Tätigkeit des Euro- 
päischen Koordinierungsbüros und der Kommis- 
sion; 


im Dritten Teil die Einrichtungen zur Herbei- 
führung einer engen Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Freizü- 
gigkeit und der Beschäftigung der Arbeitnehmer 
(Beratender und Technischer Ausschuß) und 

im Vierten Teil Schlußbestimmungen. 

Der Entwurf der Richtlinie legt die auf dem Gebiet 
der Verwaltungsverfahren und -praktiken zu tref- 
fenden Maßnahmen fest. 

In Ausführung der fünften Erwägung zu der Verord- 
nung Nr. 15 schlägt die Kommission in ihrem Ent- 
wurf vor, daß während des zweiten Abschnittes der 
Vorrang des inländischen Arbeitsmarktes allgemein 
beseitigt werden soll. Da aber bei gewissen Markt- 
lagen Störungen durch einen unkontrollierten Zu- 
strom von Arbeitskräften eintreten können, soll der 
Wegfall des Vorranges des inländischen Arbeits- 
marktes durch folgende Ausnahmeregelungen 
erleichtert werden: 

a) Die erste Ausnahmeregelung (Artikel 2) sieht 
vor, daß die Mitgliedstaaten der Kommission die 
Gebiete und Berufe bekanntzugeben haben, in 
denen ein Überangebot an Arbeitskräften besteht 
und für die der Vorrang des inländischen 
Arbeitsmarktes beibehalten oder wiederherge- 
stellt werden muß, weil der Zustrom ausländi- 
scher Arbeitskräfte sonst das Gleichgewicht auf 
dem Arbeitsmarkt bedrohen würde (Artikel 2). 

b) Die zweite Ausnahmeregelung (Artikel 3) sieht 
vor, daß bei „besonderen ümständen", die unvor- 
hergesehen eintreten und ernsthaft die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt in Gebieten und Berufen ge- 
fährden, die in den Vierteljahreslisten (Arti- 
kel 21, Buchstabe c) nicht angeführt waren, der 
betreffende Mitgliedstaat die Anwendung des 
Artikels 1 vorbehaltlich der endgültigen Ent- 
scheidung der Kommission aussetzen kann. 

Um die Arbeitnehmer aus anderen Mitgliedstaaten 
über eine Verlängerung der Beschäftigung möglichst 
rasch den einheimischen Arbeitnehmern gleichzu- 
stellen, sieht der Entwurf vor, daß sie schon nach 
zweijähriger ordnungsgemäßer Beschäftigung (bis- 
her 4 Jahre) die Genehmigung erhalten, im Aufnah- 
mestaat jede Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsver- 
hältnis unter den gleichen Voraussetzungen auszu- 
üben, wie sie für inländische Arbeitnehmer gelten 
(Artikel 9). 

Artikel 11 enthält die Bestimmung, daß den auslän- 
dischen Arbeitnehmern nach einem dreijährigen 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet des betreffenden Mit- 
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gliedstaates auch das passive Wahlrecht zu den 
betrieblichen Vertretungsorganen der Arbeitnehmer 
zu gewähren ist, falls sie die Voraussetzungen — 
mit Ausnahme der der Staatsangehörigkeit — erfül- 
len, die auch für die inländischen Arbeitnehmer gel- 
ten. 

In Artikel 14 wird der Kreis der zuzugsberechtigten 
Familienangehörigen gegenüber dem der Verord- 
nung Nr. 15 erheblich erweitert. Voraussetzung hier- 
für aber ist, daß der Arbeitnehmer für seine Familie 
über eine „normalen Anforderungen" entsprechende 
Wohnung verfügt, zu deren Erlangung er die glei- 
chen Rechte und die gleichen Vergünstigungen ge- 
nießen soll wie der einheimische Arbeitnehmer. 

Gemäß Artikel 19 ist eine weitgehende Zusammen- 
arbeit der Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten 
untereinander und mit der Kommission vorgesehen. 
Nach Artikel 21 sollen die zentralen Arbeitsverwal- 
tungen jedes Kalendervierteljahr dem in Artikel 25 
genannten Europäischen Koordinierungsbüro für 
den Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeits- 
gesuchen die notwendigen statistischen Informatio- 
nen und einen zusammenfassenden Bericht übermit- 
teln. 

Unter den übrigen Bestimmungen, die weitgehend 
denen der VO Nr. 15 entsprechen, verdient Arti- 
kel 48 (Vorrang des Arbeitsmarktes der Gemein- 
schaft gegenüber Arbeitsmärkten dritter Staaten) 


besondere Beachtung. Nach Artikel 43 der Verord- 
nung Nr. 15 haben sich die Mitgliedstaaten nur zu 
bemühen, die verfügbaren Arbeitsplätze, für die 
nicht auf den Namen lautende Stellenangebote vor- 
liegen, mit Vorrang mit Arbeitnehmern aus Mit- 
gliedstaaten zu besetzen, die ein Überangebot an 
Arbeitskräften mit den gewünschten Fachkenntnis- 
sen haben. Der vorliegende Entwurf der EWG-Kom- 
mission (Artikel ‘48) sieht dagegen strengere Maß- 
nahmen vor, um diesen Vorrang zu gewährleisten. 
Nach ihm können nicht namentliche Stellenangebote 
in einem nicht zur Gemeinschaft gehörenden Staat 
nur dann verwendet werden, wenn die Ausgleichs- 
bemühungen zwischen den beteiligten Mitgliedstaa- 
ten ergebnislos verlaufen sind. In der an die Mit- 
gliedstaaten gerichteten Richtlinie zum Verord- 
nungsentwurf sind für den zweiten Abschnitt neue 
Liberalisierungsmaßnahmen vorgesehen. Die Kom- 
mission geht hierbei davon aus, daß ihr dem Rat 
am 10. Juli 1962 übermittelter „Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Sonder- 
vorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt 
ist", bis zum Erlaß der vorliegenden Richtlinie vom 
Rat verabschiedet worden ist. Andernfalls müßte die 
Kommission diesen Vorschlag ändern und einige 
Bestimmungen der vorerwähnten Richtlinie ein- 
fügen. 
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